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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Bonn 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 325 der Fraktion der SPD - Nr. 4195 der 
Drucksachen - Weihnaehtszuwendung an den früheren 
Postniinister Ohnesorge 


Der Herr Staatssekretär des Bundeskanz- 
leramtes hat mir mit Schnellbrief vom 21. 
März 1953 die Kleine Anfrage betreffend 
Weihnachtszuwendung an den früheren Post- 
minister Ohnesorge zur Beantwortung 
übertragen. 

Der jetzt im 81. Lebensjahr stehende frü- 
here Reichspostminister Dr.-Ing. E. h. Wil- 
helm Ohnesorge in Kirchbichl bei Bad Tölz 
ist im Entnazifizierungsverfahren rechtskräftig 
in die Gruppe 1 der Hauptschuldigen einge- 
stuft worden. Der Herr Bayerische Minister- 
präsident hat auf Grund des Artikels 54 des 
Befreiungsgesetzes von seinem Gnadenrecht 
Gebrauch gemacht und dem Betroffenen vom 
1. Oktober 1952 ab einen Unterhaltsbeitrag 
zugestanden. Unter Anrechnung hierauf habe 
ich Herrn Ohnesorge im Monat Dezember 
1952 eine Vorauszahlung von 500 DM zu- 
kommea lassen. Es handelt sich also nicht um 
eine Weihnaehtszuwendung. über die endgül- 
tige Höhe des Unterhaltsbeitrags ist noch 
keine Entschließung getroffen. 

Herr Ohnesorge, der bis zum 30. Januar 
1933 Präsident des Reichspostzentralamts in 


Berlin “Tempelhof gewesen war, ist verhei- 
ratet und hat drei Kinder im Alter von 13, 1 1 
und 8 Jahren. Nach meinen Feststellungen 
lebt er in bescheidenen Verhältnissen. Seine 
Frau ist berufstätig. 

Die gesetzliche Grundlage für die Gewäh- 
rung eines Unterhaltsbeitrags ist das Bundes- 
gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 GG fallenden Personen 
vom 11. Mai 1951 in Verbindung mit § 162 
Abs. 4 DBG, hilfsweise auch mit dem Bayeri- 
schen Gesetz über die Zahlung von aus öffent- 
lichen Mitteln zu leistenden Pensionen, Renten 
oder sonstigen Versorgungsbezügen in Fällen 
einer politischen Belastung vom 3. Juli 1951 
(GVBl S. 101). 

Der in München erscheinenden „Südpost“ 
habe ich unter dem 9. März 1953 die in Ab- 
schrift beigefügte Presseberichtigung zukom- 
men lassen. Hierdurch finden die gestellten 
Fragen ihre Beantwortung. 


Dr. Schuberth 


Drude: Peter Meier, Buisdorf-Siagburg 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. SO 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Anlage 


Der Bundesiniiiister für das Post- 
und Fernmeldewesen 
St Pr 2 1281—3 


An die 

Schriftleitung der „Südpost” 

(13b) München 15 
Goethestraße 64 


In Nummer 6 der „Südpost“ vom 14. Ja- 
nuar 1953 haben Sie unter der Überschrift 
„Denn bei der Post...“ einen Artikel ver- 
öffentlicht, nach dem der ehemalige Reichs- 
postminister Dr. Ohnesorge von der Deutschen 
Bundespost eine Weihnachtszuwendung in 
Höhe von 500, — DM erhalten hat. Darüber 
hinaus erheben Sie gegen die Deutsche Bundes- 
post Vorwürfe, die nur zu geeignet sind, die 
öffentliche Meinung zu vergiften. Da Ihr Ar- 
tikel inzwischen weitere Verbreitung gefunden 
hat, können wir Ihre Äußerungen nicht un- 
widersprochen lassen. 

Ihre Behauptung, der ehemalige Reichspost- 
minister Dr. Ohnesorge habe eine Weihnachts- 
zuwendung von 500, — DM erhalten, während 
die aktiven Postbeamten ein Weihnachtsgeld 
von nur 50, — DM bekamen, entspricht nicht 
den Tatsachen. Richtig ist vielmehr folgendes: 

Der Bayerische Ministerpräsident hat auf 
Grund eines Schreibens des Bayerischen Staats- 
ministers der Justiz von seinem Gnadenrecht 
Gebrauch gemacht, den früheren Reichspost- 
minister Dr.-Ing E. h. Wilhelm Ohnesorge ge- 
mäß Artikel 54 des Befreiungsgesetzes zu be- 
gnadigen und ihm ab 1. Oktober 1952 einen 
Unterhaltsbeitrag zu gewähren. Unter Anrech- 
nung auf den gemäß diesem Gnadenerweis 
zahlbaren Unterhaltsbeitrag hat die Deutsche 


Frankfurt (Main), den 9. März 1953 


Bundespost Herrn Ohnesorge im Monat De- 
zember 1952 eine Vorauszahlung in Höhe von 
500, — DM zukommen lassen. 

Über die von Ihnen gegebene Darstellung 
hinaus ist auch die Behauptung unrichtig, daß 
der frühere Reichspostminister in Bad Tölz ein 
Cafe bewirtschaftet. Herr Ohnesorge lebt in 
einem 6 km von Bad Tölz entfernten Dorf in 
bescheidenen Verhältnissen. In Bad Tölz be- 
wirtschaftet lediglich eine seiner Töchter ein 
kleines Cafe, dessen Erträgnisse nach unseren 
Ermittlungen kaum zur Bestreitung ihres Le- 
bensunterhalts ausreichen dürften. 

Auf die von Ihnen gezogenen Schlußfolge- 
rungen einzugehen erübrigt sich, da sich diese, 
wie meine Ausführungen zeigen, auf falsche 
Voraussetzungen gründen. 

Wir sind jederzeit bereit, der Presse Aus- 
künfte zu erteilen, und bedauern daher, daß 
Sie den Artikel veröffentlicht haben, ohne den 
wahren Sachverhalt vorher von uns zu erfra- 
gen. Wir legen Wert auf eine Veröffentlichung 
unserer Antwort und ersuchen Sie, uns ein 
Belegexemplar zu übersenden. 

In Vertretung 
des Staatssekretärs 

Dr. Weber 



